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Einleitung 

„[...] atque ex his debere concludi ea 
omnia, quae clare et distincte concipi-
untur, ut substantiae diversae, sicuti 
concipiuntur mens et corpus, esse 
re vera substantias realiter a se mutuo 

ri." 

„Haec mentis idea eodem modo unita 
est menti, ac ipsa mens unita est corpo-

Baruch  de Spinoza , 
Ethica, 

Pars Secunda, Propositio XXI 
distinctas.' 

René Descartes, 
Meditationes de prima philosophia, 

Synopsis, 3 

Europa besitzt eine lange Tradition. Seine kulturgeschichtlichen Wurzeln 
reichen bis in die Antike zurück.1 Das Europarecht im engeren Sinne, i.e. das 
Recht der Europäischen Gemeinschaften, lässt sich demgegenüber als ein jun-
ges Rechtsgebiet bezeichnen;2 die Gründungsverträge datieren aus der Mitte 
des 20. Jahrhunderts.3 

Zugleich ist die europäische Rechtsordnung von einer besonderen Dynamik 
geprägt. Dies zeigt sich zunächst in der Erweiterung des räumlichen Geltungs-
bereichs der Verträge.4 Von ursprünglich sechs unterzeichnenden Nationen ist 
die Zahl der Mitgliedstaaten binnen kurzer Zeit auf nunmehr 15 angewachsen.5 

1 Näher hierzu Oppermann,  Rn. 4; Streinz,  Rn. 7. 
2 Zum Begriff  „Europarecht" vgl. nur Herdegen,  Rn. 2 ff.;  Streinz,  Rn. 1 ff. 
3 Der EGKSV wurde am 18.4.1951 unterzeichnet, die Unterzeichnung von EAGV u. 

EWGV erfolgte am 25.3.1957. Am 23.7.2002 trat der EGKSV durch Ablauf seiner 
zeitlichen Geltungsdauer außer Kraft;  vgl. hierzu Obwexer,  EuZW 2002, 517 ff. 

4 Zum räumlichen Geltungsbereich z.B. des EG-Vertrages vgl. Artt. 188 u. 299 EG. 
5 Die sechs ursprünglichen Unterzeichnerstaaten sind Belgien, Deutschland, Frank-

reich, Italien, Luxemburg u. die Niederlande. 1973 erfolgte der Beitritt Dänemarks, 
Irlands sowie des Vereinigten Königreichs. Griechenland trat 1981 den Gemeinschaften 
bei. 1986 folgten Portugal u. Spanien. Den vorläufigen Endpunkt der Erweiterung bildet 
der Beitritt Finnlands, Österreichs und Schwedens im Jahr 1995. 
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Nicht weniger bedeutsam sind die materiellrechtlichen Integrationsbestrebun-
gen, welche auf einen „immer engeren Zusammenschluß der europäischen 
Völker" zielen.6 Die Entwicklung von reinen Wirtschaftsgemeinschaften  hin zu 
einer politischen Union ist hier unverkennbar,7 auch wenn diesbezüglich Pha-
sen stärkerer und schwächerer Integration alternieren.8 

Die Grundfreiheiten  des EG-Vertrages sind seit der Gründung der Gemein-
schaften tragende Bausteine des Gemeinsamen Marktes bzw. Binnenmarktes.9 

Sie beeinflussen somit maßgeblich jene ökonomische Komponente staatlicher 
Zusammenschlüsse, welche nach wie vor im Mittelpunkt des europäischen 
Integrationsprozesses steht. Zum Teil wird daher von den Grundfreiheiten  als 
den „bedeutsamsten subjektiv-öffentlichen  Rechte[n] des primären Gemein-
schaftsrechts" gesprochen.10 Die Interpretation grundfreiheitlicher  Vorschriften 
entscheidet so über die Reichweite der transnationalen wirtschaftlichen Betäti-
gungsfreiheit  des Einzelnen. Spätestens seit dem Urteil in der Rechtssache 
Bosmanu dürfte diese Wirkrichtung der Grundfreiheiten  dabei auch einer brei-
teren Öffentlichkeit  bewusst geworden sein.12 

Mit den Grundlagen jener Interpretation grundfreiheitlicher  Vorschriften  be-
schäftigt sich die vorliegende Arbeit. Ziel ist es, wesentliche dogmatische 
Strukturen der Grundfreiheiten  aufzuzeigen, um dadurch ein Hilfsmittel zur 
richtigen Rechtsanwendung bereitzustellen.13 Dabei sollen zum einen wichtige 
abstrakte Problemfelder  angesprochen werden, welche im Schrifttum jüngst 
(wieder) Bedeutung erlangt haben. Hierin liegt der Schwerpunkt der Arbeit, 
wobei insbesondere auf bestehende Konvergenzen der Grundfreiheiten  zu ach-
ten ist. Zum anderen soll die konkrete grundfreiheitliche  Prüfung in die folgen-
den Ausführungen integriert werden. Damit wird die notwendige Verbindung 
von Theorie und Praxis betont, wodurch sich zugleich erhellt, dass eine dogma-
tische Methodik niemals Selbstzweck sein kann. 

6 So der Wortlaut des ersten Erwägungsgrundes der Präambel des EG-Vertrages. 
7 Vgl. aus früherer  Zeit nur Hallstein,  383 ff,  aus der aktuellen Lehrbuchliteratur 

z.B. Herdegen,  Rn. 12. 
8 Eingehend zur europäischen Integration „zwischen Dynamik und Konsolidierung" 

Huber,  § 6, Rn. 4 ff. 
9 Vgl. Oppermann,  Rn. 1267. 
10 So Kingreen,  Die Struktur der Grundfreiheiten  des Europäischen Gemeinschafts-

rechts, 1999, 15. 
11 EuGH, Rs. C-415/93 (Bosman), Slg. 1995,1-4921. 
12 Vgl. dazu auch Streinz,  SpuRt 2000, 221 ff.  (221 f.). 
13 Zur Dogmatik als Hilfsmittel richtiger Rechtsanwendung vgl. Müller,  Juristische 

Methodik, 1995, 229. 



Einleitung 

Die vorliegende Arbeit gliedert sich insgesamt in sieben Kapitel. Die ersten 
drei Kapitel, welche übergeordnet in einen ersten Teil zusammengefasst wer-
den, setzen rechtstheoretische Grundlagen einer Dogmatik der wirtschaftlichen 
Grundfreiheiten  des EG-Vertrages. Sie bleiben abstrakt, um der übergeordneten 
Zielsetzung der Thematik gerecht zu werden. Zunächst sind allgemeine Vorga-
ben an eine Dogmatik zu diskutieren (1. Kapitel). Im Anschluss wird der 
grundfreiheitliche  Diskriminierungsbegriff  als wesentliches Element einer 
Dogmatik der Grundfreiheiten  definiert;  zugleich werden dessen differenzierte 
Ausprägungen dargestellt (2. Kapitel). Schließlich wird im Kernkapitel des 
ersten Teils (3. Kapitel) auf die Einbettung der Grundfreiheiten  in das normati-
ve Prinzipiengefüge des EG-Vertrages eingegangen, wobei am Ende die Frage 
diskutiert wird, inwieweit die Grundfreiheiten  auf einem gleichheitsrechtlichen 
oder freiheitsrechtlichen  Verständnis basieren. Diese Linie fuhrt  unmittelbar 
zur Betrachtung der begrifflichen  Kategorien „Diskriminierung" und „Be-
schränkung", welche pars pro toto für grundsätzlich verschiedene dogmatische 
Auffassungen  hinsichtlich der Grundfreiheiten  stehen. 

Die sich anschließenden drei Kapitel des zweiten Teils der Arbeit enthalten 
Deduktionen aus den in den vorangegangenen Abschnitten gewonnenen Er-
kenntnissen. Hier sollen konkrete Folgerungen für eine rechtliche Prüfung am 
Maßstab der Grundfreiheiten  des EG-Vertrages aufgezeigt werden, ohne jedoch 
die Zielsetzung einer die einzelnen Grundfreiheiten  übergreifenden  Perspektive 
aus den Augen zu verlieren. Dabei ist entsprechend dem zu entwickelnden 
Prüfungsschema zunächst auf den Anwendungsbereich der Grundfreiheiten 
einzugehen (4. Kapitel). Hieran schließt sich die Betrachtung möglicher Beein-
trächtigungen der Grundfreiheiten  an (5. Kapitel). Letztlich wird die Möglich-
keit der Rechtfertigung beeinträchtigender Maßnahmen untersucht (6. Kapitel), 
wobei insbesondere auf die Problematik eines differenzierten  Rechtfertigungs-
maßstabs eingegangen wird. 

Abschließend findet sich eine thesenartige Zusammenfassung der vorange-
gangenen Überlegungen sowie der Vorschlag eines Prüfungsschemas für die 
konkrete Anwendung der Grundfreiheiten  in der Praxis (7. Kapitel). 


